
DIE GESPALTENE GESELLSCHAFT
UND DIE HOFFNUNG AUF
GEMEINSAMKEIT
Seit fast zwei Jahren hält uns die Pandemie in ihrem Bann. 

Nach anfänglichem Zusammenhalt der Bevölkerung und striktem Einhalten der Vorsichts-
maßnahmen ist nun die Gesellschaft gespalten. Die Impfgegner pochen auf ihr Recht der 
Entscheidungsfreiheit und die Impfbefürworter fordern Solidarität ein.

Die Regierung samt der neu gegründeten GECKO-Kommission versucht insbesondere mit-
tels Kontaktreduktion die Pandemie einzudämmen. Für viele sind die Maßnahmen nicht 
verständlich, andere lehnen sie vollständig ab. Dies führt zu Demonstrationen und Protest-
märschen, die leider auch von gewaltbereiten Menschen missbraucht werden. Nicht zu 
schweigen von jenen, die diese Kundgebungen für Hetzreden und Falschmeldungen nutzen, 
um Wählerstimmen zu gewinnen.

Nun beginnt wieder ein neues Jahr verbunden mit der Hoffnung, dass die Pandemie ein Ende 
findet, das Leben sich bald wieder normalisiert, die Wirtschaft sich erholt und alle Betriebe 
wieder wie gewohnt arbeiten können.

Spürbar ist vor allem auch der Wunsch nach Zusammenhalt und gemeinsamer Identität 
unserer Gesellschaft. Stellen wir das Einende vor das Trennende.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen Gesundheit und Humor für das Jahr 2022!

Aufbewahrung von
Belegen

–

Einbringung eines tätig-
keitsbezogenen Ein-Per-
sonen-Unternehmens

–

Grunderwerbsteuer bei 
der Übertragung von 
Gesellschaftsanteilen

–

Geplante Besteuerung 
von Kryptowährungen

–

VPI, SV-Werte, etc.
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der Steuerpflichtigen. Ohne jegliche Aufzeichnungen können 
diese auch nur schwer bekämpft werden.

>  Hinweis:

Sollten die Unterlagen vorsätzlich nicht aufbewahrt worden sein, 
so handelt es sich um eine Finanzordnungswidrigkeit, welche 
eine Geldstrafe von bis zu EUR 5.000,00 nach sich ziehen kann.

EINBRINGUNG EINES TÄTIGKEITSBEZOGENEN 
EIN-PERSONEN-UNTERNEHMENS  

In einem Erkenntnis hat sich der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 
kürzlich mit der Frage auseinandergesetzt, ob die Einbringung 
eines Einzelunternehmens mit rein tätigkeitsbezogenen Leistun-
gen möglich ist. 

Es bestehen zahlreiche Anlässe für eine Einbringung eines Be-
triebs in eine Kapitalgesellschaft. Neben den steuerlichen sind 
auch wirtschaftliche Vorteile oder Haftungsgründe ausschlag-
gebend.

Damit eine Einbringung steuerneutral im Sinne des Umgrün-
dungssteuergesetzes möglich ist, müssen jedoch bestimmte Vo-
raussetzungen erfüllt werden. Zu diesen Voraussetzungen zählt 
unter anderem, dass qualifiziertes Vermögen übertragen wird. 

Qualifiziertes Vermögen ist ausschließlich entweder ein Be-
trieb; ein Teilbetrieb; ein Mitunternehmer-Anteil (OG, KG) oder 
ein qualifizierter Kapitalanteil von zumindest 25 %.

Weiters müssen die wesentlichen Betriebsgrundlagen durch 
die übernehmende Körperschaft übernommen werden und 
weitere formale Voraussetzungen erfüllt sein.

Erfüllt eine Einbringung nicht sämtliche Voraussetzungen, ist 
der Vorgang nach dem allgemeinen Steuerrecht zu beurteilen. 
Damit kann es zur Aufdeckung stiller Reserven und somit zu ei-
ner unter Umständen hohen Ertragsteuerbelastung kommen. 
Auch grunderwerbsteuerliche Folgen können sich durch soge-
nannte missglückte Einbringungen ergeben.

Erkenntnis des VwGH

In einem Erkenntnis hat sich der VwGH kürzlich mit der Frage 
auseinandergesetzt, ob die Einbringung eines Einzelunterneh-
mens mit rein tätigkeitsbezogenen Leistungen möglich ist. Er 
hob dabei eine Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes (BFG) 
auf und führte aus, dass allein aus dem Umstand, dass der 
einbringende Unternehmer „einziger Leistungsträger“ ist, die 
Einbringungsfähigkeit eines Betriebes nicht verneint werden 
kann. Beratungsleistungen können nach der Verkehrsauffas-
sung im Allgemeinen auch von anderen Personen in gleichar-
tiger Weise erbracht werden.

Zudem merkte der VwGH an, dass das Zutreffen der Anwen-
dungsvoraussetzungen für eine Einbringung nach dem Um-
gründungssteuergesetz ausschließlich nach dessen Normen 
zu beurteilen ist. Nicht zu den Voraussetzungen einer Betriebs-
einbringung des Umgründungssteuergesetzes zählt, dass der 
Einbringende (Unternehmer) sich verpflichtet, der GmbH als 
Geschäftsführer zur Verfügung zu stehen oder bestimmte 
operative Tätigkeiten zu verrichten.

AUFBEWAHRUNG VON BELEGEN

Die abgabenrechtliche Aufbewahrungspflicht beträgt grundsätz-
lich sieben Jahre. Sie gilt für alle Buchhaltungsunterlagen und 
Aufzeichnungen im Zusammenhang mit der Einkünfteerzielung.

Zweck der Aufbewahrungspflicht von Belegen und Aufzeich-
nungen ist es, der Abgabenbehörde die verlässliche Prüfung 
der Richtigkeit von erklärten Umsätzen und Einkünften zu er-
möglichen.

Für Steuerpflichtige, die Bücher und Aufzeichnungen führen, 
besteht nach der Bundesabgabenordnung (BAO) grundsätz-
lich eine siebenjährige Aufbewahrungspflicht. Von der Aufbe-
wahrungspflicht sind sämtliche steuerrelevanten Belege, Ge-
schäftspapiere und Aufzeichnungen umfasst.

Beispiel: Eine mit 3.1.2021 datierte Eingangsrechnung muss bis 
zum 31.12.2028 aufbewahrt werden. Erst am 1.1.2029 darf man 
die Buchhaltungsunterlagen 2021 samt den zugehörigen Bele-
gen vernichten.

Längere Aufbewahrungspflichten

Für folgende Unterlagen bestehen längere Aufbewahrungs-
pflichten:

•  Unterlagen im Zusammenhang mit dem Vorsteuerabzug 
von Grundstücken und Gebäuden  müssen gemäß Um-
satzsteuergesetz bis zu 22 Jahre lang aufbewahrt werden. 
Das ergibt sich aus dem 20jährigen Berichtigungszeitraum 
von Vorsteuern und einer zweijährigen Errichtungs- bzw. 
Anschaffungsfrist.

•  Unterlagen im Zusammenhang mit COVID-19-Unterstüt-
zungen (Investitionsprämie, Kurzarbeit, etc.) müssen zehn 
Jahre lang aufbewahrt werden.

•  Unterlagen im Zusammenhang mit elektronisch erbrachten
Leistungen, Telekommunikations-, Rundfunk- und Fern-
sehleistungen, die an Nichtunternehmer in EU-Mitglied-
staaten erbracht werden und für die der neue Mini-One-
Stopp-Shop (MOSS) in Anspruch genommen wird, müssen 
zehn Jahre lang aufbewahrt werden.

Die Unterlagen müssen darüber hinaus länger als sieben Jah-
re aufbewahrt werden, wenn sie für ein anhängiges Verfahren 
von Bedeutung sind (Abgabenverfahren: Beschwerde, Betriebs-
prüfung oder gerichtliches/behördliches Verfahren).

Archivierung auf Datenträgern

Die Belege, Aufzeichnungen und Buchhaltungsunterlagen können 
elektronisch archiviert werden. Die Aufbewahrung auf Datenträ-
gern ist gestattet, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsglei-
che und urschriftgetreue Wiedergabe jederzeit gewährleistet ist.

Was Sie niemals vernichten sollten

Keinesfalls sollten Unterlagen vernichtet werden, die zur Be-
weisführung in den Bereichen Arbeits-, Bestands-, Eigentums- 
oder Produkthaftungsrecht dienen.

Sanktionen bei Nichtaufbewahrung der Unterlagen

Aus der Nichtaufbewahrung von Büchern und Aufzeich-
nungen sowie den dazugehörigen Belegen kann sich eine 
mittelbare Schätzbefugnis für die Abgabenbehörde ergeben.  
Derartige Schätzungen sind naturgemäß nicht immer im Sinne  
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GRUNDERWERBSTEUER BEI DER ÜBER-
TRAGUNG VON GESELLSCHAFTSANTEILEN  

Nicht nur die Übertragung eines Grundstückes, etwa durch Kauf-
verträge und Schenkungen, kann Grunderwerbsteuer (GrESt) 
auslösen, sondern auch die Übertragung von Gesellschaftsantei-
len an einer Personengesellschaft oder einer Kapitalgesellschaft, 
soweit ein Grundstück zum Vermögen der Gesellschaft gehört.

Diese Grunderwerbsteuerpflicht tritt in zwei Fällen ein:

•  Bei einer Personengesellschaft liegt eine GrESt-pflichtige 
Anteilsübertragung vor, wenn sich in der Gesellschaft ein 
Grundstück befindet und sich der Gesellschafterbestand so 
ändert, dass innerhalb von fünf Jahren mindestens 95 % der 
Anteile am Gesellschaftsvermögen auf neue Gesellschafter 
übergehen.

•  Gehört zum Vermögen einer Personen- oder Kapitalgesell-
schaft ein inländisches Grundstück, so löst die Vereini-
gung von 95 % der Anteile an der grundstücksbesitzenden 
Gesellschaft in der Hand des Erwerbers allein oder in der 
Hand einer Unternehmensgruppe sowie die Übertragung 
von mindestens 95 % aller Anteile an der Gesellschaft einen 
grunderwerbsteuerpflichtigen Erwerbsvorgang aus. 

Die Grunderwerbsteuer beträgt in diesen Fällen bei land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken 3,5 % vom einfachen Ein-
heitswert bzw. bei sonstigen Grundstücken 0,5 % vom Grund-
stückswert.

Der Grundstückswert kann auf drei Arten ermittelt werden:

1. Pauschalwertmodell 

2. Geeigneter Immobilienpreisspiegel 

3. Nachweis des geringeren gemeinen Wertes eines Grund-
stückes – in der Regel durch ein Gutachten

Diese drei Möglichkeiten sind rechtlich völlig gleichwertig. Für 
jedes Grundstück (wirtschaftliche Einheit) kann frei gewählt 
werden, welches Verfahren angewendet werden soll.

Vermeidung der Grunderwerbsteuer bei Übertragung 
von Gesellschaftsanteilen

Eine Möglichkeit zur Vermeidung der Grunderwerbsteuer im 
Falle einer Übertragung von Gesellschaftsanteilen besteht da-
rin, darauf zu achten, die oben genannte 95 %-Grenze nicht zu 
erreichen.

Ebenso können nur Übertragungen von unmittelbaren Betei-
ligungen an der Grundstücksgesellschaft GrESt auslösen. Das 
gilt sowohl für Personen- als auch für Kapitalgesellschaften. 
Es wird daher keine GrESt ausgelöst, wenn die Anteile an der 
Muttergesellschaft der Grundstücksgesellschaft erworben 
werden – und nicht direkt die Anteile an der Grundstücksge-
sellschaft.

>  Fazit:

Die aus der sogenannten Anteilsvereinigung resultierende 
Grunderwerbsteuerpflicht kann bei sorgfältiger und recht-
zeitiger Strukturierung der Gesellschaften und einer voraus-
schauenden Steuerplanung vermieden werden.

GEPLANTE BESTEUERUNG VON
KRYPTOWÄHRUNGEN  

Laut Ministerialentwurf zum Ökosozialen Steuerreformgesetz 
2022 sollen Einkünfte aus Kryptowährungen – wie auch Einkünf-
te aus klassischem Kapitalvermögen – dem besonderen Steuer-
satz von 27,5 % unterliegen. Die Neuerung soll mit 1.3.2022 in 
Kraft treten.

Bisher konnte man Kryptowährungen nach Ablauf der Spekula-
tionsfrist von einem Jahr steuerfrei verkaufen. Bei einer kürze-
ren Behaltefrist unterlagen etwaige Gewinne aus dem Verkauf 
von Kryptowährungen bereits jetzt schon dem progressiven 
Einkommensteuertarif von bis zu 55 %.

Die steuerliche Definition von „Kryptowährungen“ lautet wie 
folgt: „Eine Kryptowährung ist eine digitale Darstellung eines 
Werts, die von keiner Zentralbank oder öffentlichen Stelle emit-
tiert wurde oder garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine 
gesetzlich festgelegte Währung angebunden ist und die nicht 
den gesetzlichen Status einer Währung oder von Geld besitzt, 
aber von natürlichen oder juristischen Personen als Tauschmittel 
akzeptiert wird und die auf elektronischem Wege übertragen, ge-
speichert und gehandelt werden kann.“

Altbestand

Altbestände sind von der geplanten Neuregelung ausgenom-
men. Als Altbestand gelten jedoch nur jene Kryptowährungen, 
die man bis Ende Februar 2021 – also ein Jahr vor Inkrafttreten 
der neuen Regelung – erworben hat. Somit unterliegen Einkünf-
te aus der Veräußerung von Kryptowährungen, die vor 1.3.2021 
angeschafft wurden, noch der einjährigen Spekulationsfrist und 
können nach einem Jahr steuerfrei verkauft werden.

Neuvermögen

Ab dem 1.3.2022 sollen die Einkünfte aus Kryptowährungen als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen besteuert werden. Die als Kapi-
talvermögen zu besteuernden Einkünfte aus Kryptowährungen 
umfassen folgende Tatbestände:

•  laufende Einkünfte aus Kryptowährungen („Früchte“) und 

•  Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen. 

Einkünfte aus Kryptowährungen sollen bei natürlichen Per-
sonen dem besonderen Einkommensteuersatz von 27,5 % un-
terliegen. Ab 1.3.2022 soll auch ein Verlustausgleich mit an-
deren Einkünften aus Kapitalvermögen, die dem besonderen 
Steuersatz von 27,5 % unterliegen, möglich sein.

Sollte der Steuerpflichtige keine Angaben zur Kryptowährung 
machen, sind folgende nachteilige Regelungen geplant:

•  Werden keine Angaben zum Anschaffungszeitpunkt gemacht, 
soll von einer Anschaffung nach dem 28.2.2021 und damit 
von steuerhängigem Neuvermögen ausgegangen werden.

•  Sind die tatsächlichen Anschaffungskosten nicht ermittelbar, 
soll im Rahmen der späteren Realisierung pauschal der halbe 
Veräußerungserlös als Anschaffungskosten angesetzt werden.

>  Hinweis:

Um dieser wirtschaftlich empfindlichen Konsequenz, ledig-
lich den halben Veräußerungserlös als Anschaffungskosten 
ansetzen zu dürfen, entgehen zu können, ist eine lückenlose 
Dokumentation der Krypto-Bestände unerlässlich.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



	  2022	  2021

Höchstbeitragsgrundlage

täglich

monatlich

(laufender Bezug)

monatlich

für freie Dienstnehmer

(ohne Sonderzahlung)

jährlich für

Sonderzahlungen

(echte und freie

 Dienstnehmer)

189,00

5.670,00

6.615,00

11.340,00

185,00

5.550,00

6.475,00

11.100,00

Geringfügigkeitsgrenze

monatlich 485,85 475,86

Grenzwert für

pauschalierte

Dienstgeberabgabe* 728,78 713,79

Sozial-
versicherungswerte
2022 betragen voraussichtlich (in EUR):

*) für geringfügig Beschäftigte
                                                  % zu Vorjahr       VPI 2020   VPI 2015   VPI 2010    VPI 2005   VPI 2000

Durchschnitt 2020	 1,4		  108,2	 119,8	 131,2	 145,0	

Oktober 2021 1)	 3,7	 104,1	 112,6	 124,7	 136,6	 150,9

November 2021 1)	 4,3	 104,8	 113,4	 125,6	 137,5	 152,0

Verbraucherpreisindex

Quelle: Statistik Austria. Erstellt am 17.12.2021
1) Der Indexstand gilt bis zur Publikation des Indexwertes des folgenden Monats als vorläufige Zahl.

Zeitraum Basis-
Zinssatz

Stundungs-
zinsen

Aussetzungs-/
Beschwerde-/

Anspruchszinsen

08.05.2013 – 15.03.2016	 -0,12 %	 4,38 %	 1,88 %

ab 16.03.2016	 -0,62 %	 3,88 %	 1,38 %

Zinssätze Finanzamt
Für Nachforderungen aus der Veranlagung 2020 werden keine Anspruchszinsen vorge-
schrieben. Nichteinhebung von Stundungszinsen vom 22.11.2021 bis 31.1.2022.

                                                                1 Monat       3 Monate       6 Monate        12 Monate

20.12.18	 -0,367 %	 -0,310 %	 -0,238 %	 -0,121 %

27.12.19	 -0,444 %	 -0,390 %	 -0,325 %	 -0,247 %

24.12.20	 -0,568 %	 -0,542 %	 -0,519 %	 -0,494 %

31.12.21	 -0,583 %	 -0,572 %	 -0,546 %	 -0,501 %

Euribor (Zinssatz, der für Termingelder in Euro zwischen Banken verrechnet wird)

Quelle: https://www.euribor-rates.eu/de/
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Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe

ECA Mag. Reiter & Partner WT-GmbH Steuerberatungsgesellschaft
Hauptplatz 33 | 8962 Gröbming | Austria 
Tel. +43 (0)3685 24325 | Fax DW 4 | office@wt-reiter.at
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